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Werte Mitglieder, liebe Bäuerinnen und Bauern,    
die jüngste Vergangenheit brachte uns eine deut-
liche Entspannung der pandemischen Lage und 
sogar eine gewisse Beruhigung der Märkte. In vielen 
Regionen unseres Landes gab es vorerst ausreichend 
Niederschläge, die für die Entwicklung auf den Wiesen, 
Weiden und Äckern dringend nötig sind.
In anderen Bereichen blicken wir hingegen auf eine 
zunehmende Anspannung.  Mit Beginn des Frühjahrs 
hat unser Verband viele Presseanfragen erhalten, 
die sich auf den Anbau von Sonderkulturen und die 
Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns bezo-
gen. Es kam dabei die Frage, ob durch den höheren 
Mindestlohn die Saisonarbeit in Deutschland attrakti-
ver würde. Die landwirtschaftliche Rechnung ist relativ 
einfach. Betriebe müssen bei ihrer Planung prognos-
tizieren, ob sie mit bestimmten Kulturen ein positives 
Betriebsergebnis erzielen können. Konkret bedeutet 
das: Kann mein Betrieb Geld verdienen, wenn ich 
Weizen, Kartoffeln oder Spargel anbaue? Bei manchen 
Kulturen, besonders im Obst- und Gemüseanbau, sind 
die Arbeits- und Lohnnebenkosten ein großer Faktor. 
Die Erhöhung des Mindestlohns steigert die Kosten 
und das Risiko verstärkt sich, selbst bei einer guten 
Ernte ein negatives Ergebnis zu erzielen, da höhere 
Ausgaben nicht automatisch zu höheren Einnahmen 
im Verkauf führen.
Durch den offenen europäischen Markt können 
Verarbeiter und der Lebensmitteleinzelhandel auch 
Waren aus dem Ausland kaufen, beispielsweise aus 
Polen und Südeuropa. Der Preis am Markt entsteht 
durch das günstigste Angebot und nicht durch die 
höchsten Standards. Der erhöhte Mindestlohn bewirkt, 
dass sich arbeitsintensive Landwirtschaft, wie der Obst- 
und Gemüseanbau, in andere europäische Regionen 
verlagert. In Ländern wie Spanien und Griechenland 
kann wegen niedrigerer Löhne und Sozialstandards 
deutlich billiger produziert werden.
Die Verlagerung von landwirtschaftlicher Erzeugung 
sehen wir bei der Schweinehaltung bereits in gravie-
rendem Ausmaß. Schweinehalterinnen und -halter 
haben keine ausreichende wirtschaftliche Perspektive 
für ihren Betrieb. Das hat maßgeblich mit politi-
schen Entwicklungen zu tun. Vor wenigen Jahren 
hat das „Kompetenznetzwerk Nutztierhaltung“ ein 
umfassendes Konzept entwickelt, wie die Zukunft 
der Tierhaltung in Deutschland aussehen kann. Dies 
umfasste unter anderem, wie eine solche finanziert 
werden könnte. Das Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft bekennt sich fortlaufend und öffent-
lich zum Umbau der Tierhaltung, jedoch stehen dafür 
weder die Finanzmittel bereit noch sind dringend nötige 
Änderungen im Baurecht vorgenommen worden.
Dadurch befinden sich Betriebe mit Sauen, Ferkeln 
oder Mastschweinen in der Situation, dass von ihnen 
einerseits Veränderung gefordert wird, Stichwort 
Tierwohl, andererseits aber keine wirtschaftli-
che Perspektive besteht und rechtliche Vorgaben 

mögliche Investitionen in 
der Praxis unmöglich 
machen. Die Tierhaltung, 
die in Deutschland abge-
baut wird, verschwindet 
jedoch nicht. In ande-
ren Ländern werden 
die Kapazitäten ausge-
baut, beispielsweise in 
Spanien.
Ein drittes Thema, das ich 
kurz ansprechen möchte, 
ist der SuedOstLink. Es 
ist in der Bundesrepublik 
seit Jahrzehnten eine 
bewährte Praxis, Rahmenverträge zwischen den 
landwirtschaftlichen berufsständischen Vertretungen 
und den Vorhabenträgern überregional bedeutsa-
mer Leitungsbauvorhaben abzuschließen. Mit den 
Rahmenverträgen wird den vom Vorhaben betroffe-
nen Grundstückseigentümern empfohlen, zu den darin 
vereinbarten Konditionen individuelle Verträge abzu-
schließen. Der Vorteil für die Grundstückseigentümer 
besteht in der Gewissheit, mit dem Rahmenvertrag 
ein Angebot unterbreitet zu bekommen, das ihre 
Interessen berücksichtigt und marktüblich ist. 
Rahmenverträge sind beidseitig faire Lösungen und 
werden deshalb bei fast allen Projekten dieser Art 
geschlossen. Eine bedauerliche Ausnahme ist das 
in den neuen Bundesländern tätige Unternehmen 
50Hertz Transmission GmbH. Es kündigte seit Beginn 
an, mit den in seinem Unternehmensgebiet tätigen 
Bauernverbänden keinen Rahmenvertrag abschließen 
zu wollen.
Was die genannten Themen verbindet: Es fehlt in vie-
len Bereichen an fairen Lösungen, ob im europäischen 
Binnenmarkt, bei Zielkonflikten von Tierwohl, Bau- 
und Emissionsrecht oder beim Ausbau Erneuerbarer 
Energien und deren Infrastruktur. Die Landwirtinnen 
und Landwirte sind für Entwicklungen offen, wenn 
höhere Standards oder die Energiewende-Politik nicht 
nur Nachteile mit sich bringen oder sogar die wirt-
schaftliche Existenz der Betriebe gefährden. 
Hier muss insbesondere die Bundesregierung anset-
zen: Wenn einerseits fortwährend der Rückgang der 
Zahl landwirtschaftlicher Betriebe bedauert wird, ande-
rerseits aber die Auflagen immer weiter steigen, sorgt 
das bei Landwirtinnen und Landwirten für Verärgerung. 
Faire Rahmenbedingungen zu gestalten, in denen 
die Vielfalt der landwirtschaftlichen Betriebe einen 
Platz hat, muss agrarpolitisch das oberste Ziel sein. 
Gleiches gilt für Großprojekte wie den SuedOstLink: 
Die Grundeigentümer und Landwirte tragen solche 
Veränderungen nur mit, wenn es einen fairen und 
transparenten Ausgleich gibt. 
Olaf Feuerborn
Präsident
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